
3. Für den Fall, dass Frage 1 zu bejahen ist: 

Liegt eine begründete Furcht vor Verfolgung im Sinne von 
Art. 2 Buchst. c der Richtlinie 2004/83/EG dann vor, wenn 
feststeht, dass der Antragsteller bestimmte — außerhalb des 
Kernbereichs liegende — religiöse Betätigungen nach Rück­
kehr in das Herkunftsland vornehmen wird, obwohl sie zu 
einer Gefahr für Leib, Leben oder physische Freiheit führen 
werden, oder ist es dem Antragsteller zuzumuten, auf solche 
künftigen Betätigungen zu verzichten? 

( 1 ) Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindest­
normen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsange­
hörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die 
anderweitig internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt 
des zu gewährenden Schutzes; ABl. L 304, S. 12. 

Vorabentscheidungsersuchen des Oberlandesgerichts 
Köln (Deutschland) eingereicht am 4. März 2011 — 
ebookers.com Deutschland GmbH gegen Bundesverband 
der Verbraucherzentralen und Verbraucherverbände — 

Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. 

(Rechtssache C-112/11) 

(2011/C 173/08) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberlandesgericht Köln 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: ebookers.com Deutschland GmbH 

Beklagter: Bundesverband der Verbraucherzentralen und Ver­
braucherverbände — Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. 

Vorlagefrage 

Erfasst die Bestimmung des Artikels 23 Absatz 1 der Verord­
nung ( 1 ), wonach fakultative Zusatzkosten auf klare, trans­
parente und eindeutige Art und Weise am Beginn jedes 
Buchungsvorganges mitgeteilt werden und die Annahme der 
fakultativen Zusatzkosten durch den Kunden auf „Opt-in“-Basis 
erfolgt, auch solche im Zusammenhang mit Flugreisen stehen­
den Kosten, die für Leistungen Dritter (hier: den Anbieter einer 
Reiserücktrittsversicherung) anfallen und von dem Vermittler der 
Flugreise in einem Gesamtpreis gemeinsam mit dem Flugpreis 
von dem Fluggast erhoben werden? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24. September 2008 über gemeinsame Vorschriften 
für die Durchführung von Luftverkehrsdiensten in der Gemeinschaft; 
ABl. L 293, S. 3. 

Vorabentscheidungsersuchen des Schienen-Control 
Kommission Wien (Österreich) eingereicht am 18. März 
2011 — Westbahn Management GmbH gegen ÖBB 

Infrastruktur AG 

(Rechtssache C-136/11) 

(2011/C 173/09) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Schienen-Control Kommission Wien 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Beschwerdeführerin: Westbahn Management GmbH 

Beschwerdegegnerin: ÖBB Infrastruktur AG 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 8 Abs. 2 iVm Anh II Teil II der VO (EG) 
Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten der 
Fahrgäste im Eisenbahnverkehr ( 1 ) dahin auszulegen, dass die 
Information über die wichtigsten Anschlussverbindungen 
neben den fahrplanmäßigen Abfahrtszeiten auch die 
Bekanntgabe von Verspätungen oder Ausfällen dieser 
Anschlusszüge umfassen muss? 

2. Wenn Frage 1) bejaht wird: 

Ist Art. 5 iVm Anh II der RL 2001/14/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2001 über die 
Zuweisung von Fahrwegkapazität der Eisenbahn und die 
Erhebung von Entgelten für die Nutzung von Eisenbahnin­
frastruktur ( 2 ) im Lichte von Art. 8 Abs. 2 iVm Anh II Teil II 
der VO (EG) Nr. 1371/2007 dahin auszulegen, dass der 
Infrastrukturbetreiber verpflichtet ist, den Eisenbahnunter­
nehmen in diskriminierungsfreier Weise Echtzeitdaten von 
Zügen anderer Eisenbahnunternehmen zur Verfügung zu 
stellen, sofern es sich bei diesen Zügen um die wichtigsten 
Anschlussverbindungen im Sinne des Anh II Teil II der VO 
(EG) Nr. 1371/2007 handelt? 

( 1 ) ABl. L 315, S. 14. 
( 2 ) Richtlinie 2001/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 26. Februar 2001 über die Zuweisung von Fahrwegkapazität 
der Eisenbahn, die Erhebung von Entgelten für die Nutzung von 
Eisenbahninfrastruktur und die Sicherheitsbescheinigung, ABl. L 75, 
S. 29.
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